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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Pensionskassengesetzes 

§ 1. (1) – (2) … § 1. (1) – (2) … 
(2a) Der in Abs. 2 genannte Abfindungsgrenzbetrag von 9 300 € vermindert 

oder erhöht sich jeweils dann in Schritten zu 300 €, wenn seine Veränderung 
aufgrund Valorisierung mit dem entsprechend dem von der Bundesanstalt 
„Statistik Österreich“ für den Monat Juli eines Kalenderjahres verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 1996 oder des an seine Stelle tretenden Indexes gegenüber 
dem für den Monat Jänner 2002 verlautbarten Verbraucherpreisindex 1996 den 
Betrag von 300 € übersteigt oder unterschreitet. Der neue Abfindungsgrenzbetrag 
gilt ab 1. Jänner des auf die Anpassung folgenden Kalenderjahres. Die 
Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) hat den neuen Abfindungsgrenzbetrag 
sowie den Zeitpunkt, ab dem dieser wirksam wird, im Amtsblatt der 
Österreichischen Finanzverwaltung kundzumachen.

(2a) Der in Abs. 2 genannte Abfindungsgrenzbetrag von 9 300 € vermindert 
oder erhöht sich jeweils dann in Schritten zu 300 €, wenn seine Veränderung 
aufgrund Valorisierung mit dem entsprechend dem von der Bundesanstalt 
„Statistik Österreich“ für den Monat Juli eines Kalenderjahres verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 1996 oder des an seine Stelle tretenden Indexes gegenüber 
dem für den Monat Jänner 2002 verlautbarten Verbraucherpreisindex 1996 den 
Betrag von 300 € übersteigt oder unterschreitet. Der neue Abfindungsgrenzbetrag 
gilt ab 1. Jänner des auf die Anpassung folgenden Kalenderjahres. Die 
Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) hat den neuen Abfindungsgrenzbetrag 
sowie den Zeitpunkt, ab dem dieser wirksam wird, im Internet kundzumachen. 

(3) – (8) … (3) – (8) … 
 § 23. (1) … 
 1. – 3. … 
 3a. … 
 a) – b) … 

 § 23. (1) … 
 1. – 3. … 
 3a. … 
 a) – b) … 

 c) investment grade corporate bonds,  c) corporate bonds, deren Bonität unter Beachtung der Anforderungen 
des § 25 Abs. 11 im Hinblick auf die Bezugnahme auf externe Ratings 
mit investment grade vergleichbar ist,

mit einer festen Laufzeit, wenn sie auf Grund einer gesonderten 
Widmung dazu bestimmt sind bis zur Endfälligkeit gehalten zu werden, 
mit ihren fortgeführten Anschaffungskosten oder ihrem fortgeführten 
Tageswert zum Zeitpunkt der Widmung unter Verwendung der 
Effektivzinsmethode zu bewerten, wenn dies im Geschäftsplan für 
zulässig erklärt wurde. Für die direkt oder indirekt über Spezialfonds 
gewidmeten Wertpapiere ist anhand eines vorsichtigen Liquiditätsplans 
die Fähigkeit als Daueranlage darzulegen; es dürfen aber höchstens 

mit einer festen Laufzeit, wenn sie auf Grund einer gesonderten 
Widmung dazu bestimmt sind bis zur Endfälligkeit gehalten zu werden, 
mit ihren fortgeführten Anschaffungskosten oder ihrem fortgeführten 
Tageswert zum Zeitpunkt der Widmung unter Verwendung der 
Effektivzinsmethode zu bewerten, wenn dies im Geschäftsplan für 
zulässig erklärt wurde. Für die direkt oder indirekt über Spezialfonds 
gewidmeten Wertpapiere ist anhand eines vorsichtigen Liquiditätsplans 
die Fähigkeit als Daueranlage darzulegen; es dürfen aber höchstens 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
25 vH gemäß lit. c und insgesamt höchstens 60 vH des einer 
Veranlagungs- und Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens 
gewidmet werden. Der FMA ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die 
Fondsbestimmungen von Spezialfonds Regelungen über die gesonderte 
Widmung von bestimmten Schuldverschreibungen und über den 
laufenden Ausweis eines weiteren Rechenwertes unter Berücksichtigung 
der besonderen Bewertung enthalten. Über ein von der Pensionskasse als 
Daueranlage gewidmetes Wertpapier darf vor Endfälligkeit nur bei 
Vorliegen besonderer Umstände und mit Bewilligung der FMA verfügt 
werden. Verliert ein als Daueranlage gewidmetes Wertpapier den Status 
investment grade, so ist seine Widmung als Daueranlage aufzuheben und 
gemäß Z 3 zu bewerten; dies bedarf keiner Bewilligung der FMA. Eine 
Veräußerung von über Spezialfonds gesondert gewidmeten 
Schuldverschreibungen ist nur bei Vorliegen besonderer Umstände und 
mit Bewilligung der FMA zulässig. Die FMA hat in der Verordnung 
gemäß § 36 Abs. 2 den Ausweis der durch die HTM-Bewertung 
entstehenden stillen Lasten und stillen Reserven vorzuschreiben; 

25 vH gemäß lit. c und insgesamt höchstens 60 vH des einer 
Veranlagungs- und Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens 
gewidmet werden. Der FMA ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die 
Fondsbestimmungen von Spezialfonds Regelungen über die gesonderte 
Widmung von bestimmten Schuldverschreibungen und über den 
laufenden Ausweis eines weiteren Rechenwertes unter Berücksichtigung 
der besonderen Bewertung enthalten. Über ein von der Pensionskasse als 
Daueranlage gewidmetes Wertpapier darf vor Endfälligkeit nur bei 
Vorliegen besonderer Umstände und mit Bewilligung der FMA verfügt 
werden. Im Geschäftsplan sind unter Beachtung der Anforderungen des 
§ 25 Abs. 11 im Hinblick auf die Bezugnahme auf externe Ratings 
Kriterien festzulegen, nach denen bei einem Wertpapier die Widmung als 
Daueranlage aufzuheben und dieses gemäß Z 3 zu bewerten ist; eine 
nach diesen Kriterien durchgeführte Entwidmung bedarf keiner 
Zustimmung der FMA, ist dieser aber unverzüglich anzuzeigen. Eine 
Veräußerung von über Spezialfonds gesondert gewidmeten 
Schuldverschreibungen ist nur bei Vorliegen besonderer Umstände und 
mit Bewilligung der FMA zulässig. Die FMA hat in der Verordnung 
gemäß § 36 Abs. 2 den Ausweis der durch die HTM-Bewertung 
entstehenden stillen Lasten und stillen Reserven vorzuschreiben;“ 

 4. – 6. … 
(2) … 

 4. – 6. … 
(2) … 

§ 25. (1) – (10) … § 25. (1) – (10) …
 (11) Unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der 

Tätigkeit der Pensionskassen überwacht die FMA die Angemessenheit der 
Verfahren der Pensionskassen für die Bonitätsbewertung, bewertet die 
Verwendung von Bezugnahmen auf Ratings, die von Ratingagenturen im Sinne 
von Art. 3 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 über 
Ratingagenturen, ABl. L 302 vom 17.11.2009 S. 1, abgegeben worden sind, in 
der Anlagepolitik der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft und regt, falls 
angezeigt, die Milderung der Auswirkungen solcher Bezugnahmen an, um dem 
ausschließlichen und automatischen Rückgriff auf derartige Ratings 
entgegenzuwirken. 

§ 26. (1) Mit der Verwahrung der zu einer Veranlagungs- und 
Risikogemeinschaft gehörigen Wertpapiere und Anteilscheine von 

§ 26. (1) Mit der Verwahrung der zu einer Veranlagungs- und 
Risikogemeinschaft gehörigen Wertpapiere und Anteilscheine von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kapitalanlagefonds hat die Pensionskasse eine oder mehrere Depotbanken zu 
beauftragen. Als Depotbank kann nur ein Kreditinstitut, das gemäß der Richtlinie 
2004/39/EG oder 2006/48/EG zur Ausübung dieser Tätigkeit ordnungsgemäß 
zugelassen oder als Verwahrstelle im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG anerkannt 
ist, beauftragt werden. Die Pensionskasse hat der FMA zusammen mit der 
Anzeige der Beauftragung eine Erklärung des Kreditinstituts oder der 
Verwahrstelle vorzulegen, in der die Rechte und Pflichten des Abs. 2 zur 
Kenntnis genommen werden und auf jedes Aufrechnungs- und 
Zurückbehaltungsrecht verzichtet wird. 

Kapitalanlagefonds hat die Pensionskasse eine oder mehrere Depotbanken zu 
beauftragen. Als Depotbank kann nur ein Kreditinstitut, das gemäß der Richtlinie 
2004/39/EG oder 2013/36/EU zur Ausübung dieser Tätigkeit ordnungsgemäß 
zugelassen oder als Verwahrstelle im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG anerkannt 
ist, beauftragt werden. Die Pensionskasse hat der FMA zusammen mit der 
Anzeige der Beauftragung eine Erklärung des Kreditinstituts oder der 
Verwahrstelle vorzulegen, in der die Rechte und Pflichten des Abs. 2 zur 
Kenntnis genommen werden und auf jedes Aufrechnungs- und 
Zurückbehaltungsrecht verzichtet wird.

(1a) – (3) … (1a) – (3) … 
§ 46a. (1) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) einer Pensionskasse 

 1. – 5. … 
§ 46a. (1) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) einer Pensionskasse 

 1. – 5. … 
  5a. die Anzeige der Entwidmung eines Wertpapiers gemäß § 23 Abs. 1 Z 3a 

unterlässt; 
 6. – 16. … 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und 
ist von der FMA hinsichtlich der Z 1 bis 13 mit Geldstrafe bis zu 6 000 Euro, 
hinsichtlich der Z 14 bis 15 mit Geldstrafe bis zu 30 000 Euro und hinsichtlich 
der Z 16 mit Geldstrafe bis zu 60 000 Euro zu bestrafen. 

 6. – 16. … 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und 
ist von der FMA hinsichtlich der Z 1 bis 13 mit Geldstrafe bis zu 6 000 Euro, 
hinsichtlich der Z 14 bis 15 mit Geldstrafe bis zu 30 000 Euro und hinsichtlich 
der Z 16 mit Geldstrafe bis zu 60 000 Euro zu bestrafen. 

§ 51. (1) – (38) … § 51. (1) – (38) … 
 (39) § 23 Abs. 1 Z 3a, § 25 Abs. 11 und § 46 Abs. 1 Z 5a in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2014 treten mit 21. Dezember 2014 in Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Investmentfondsgesetzes 2011 

§ 5. (1) … 
 (2) … 
 1. – 3. … 
 4. … 
 a) …

§ 5. (1) … 
 (2) … 
 1. – 3. … 
 4. … 

a) … 
 b) Verwahrung und technische Verwaltung in Bezug auf die Anteile von b) Verwahrung und technische Verwaltung in Bezug auf die Anteile von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
OGAW. OGA. 

(3) – (5) … (3) – (5) … 
§ 6. (1) … 
(2) … 

 1. – 4. …

§ 6. (1) … 
(2) … 
1. – 4. … 

 5. das Anfangskapital 2,5 Millionen Euro beträgt und den Geschäftsleitern 
unbeschränkt und ohne Belastung im Inland zur freien Verfügung steht; 
wenn der Wert des Fondsvermögens der Verwaltungsgesellschaft 250 
Millionen Euro überschreitet, muss diese über zusätzliches hartes 
Kernkapital (Teil 2 Titel II Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) 
verfügen. Diese zusätzlichen Eigenmittel müssen wenigstens 0,02 vH des 
Betrags, um den der Wert der Portfolios der Verwaltungsgesellschaft 250 
Millionen Euro übersteigt, betragen. Soweit die auf diese Weise 
errechneten zusätzlichen Eigenmittel einen Betrag von 2.375.000 Euro 
nicht übersteigen, muss jedoch kein zusätzliches Kapital zugeführt 
werden. Maximal müssen 7,5 Millionen Euro an zusätzlichen 
Eigenmitteln gehalten werden. Für die Zwecke dieser Bestimmung gelten 
als Portfolios von der Verwaltungsgesellschaft verwaltete OGAW und 
AIF im Sinne von § 5 Abs. 2 Z 2 einschließlich Investmentfonds, mit 
deren Verwaltung sie Dritte beauftragt hat, nicht jedoch 
Investmentfonds, die sie selbst im Auftrag Dritter verwaltet; die §§ 57 
Abs. 5, 39a und 103 Z 9 lit. b BWG sowie Teil 3, 5 und 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind auf Kreditinstitute mit einer 
Konzession gemäß § 1 Abs. 1 Z 13 BWG nicht anwendbar; 

 5. das Anfangskapital 2,5 Millionen Euro beträgt und den Geschäftsleitern 
unbeschränkt und ohne Belastung im Inland zur freien Verfügung steht; 
wenn der Wert des Fondsvermögens der Verwaltungsgesellschaft 250 
Millionen Euro überschreitet, muss diese über zusätzliches hartes 
Kernkapital (Teil 2 Titel I Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013) 
verfügen. Diese zusätzlichen Eigenmittel müssen wenigstens 0,02 vH des 
Betrags, um den der Wert der Portfolios der Verwaltungsgesellschaft 250 
Millionen Euro übersteigt, betragen. Soweit die auf diese Weise 
errechneten zusätzlichen Eigenmittel einen Betrag von 2.375.000 Euro 
nicht übersteigen, muss jedoch kein zusätzliches Kapital zugeführt 
werden. Maximal müssen 7,5 Millionen Euro an zusätzlichen 
Eigenmitteln gehalten werden. Für die Zwecke dieser Bestimmung gelten 
als Portfolios von der Verwaltungsgesellschaft verwaltete OGAW und 
AIF im Sinne von § 5 Abs. 2 Z 2 einschließlich Investmentfonds, mit 
deren Verwaltung sie Dritte beauftragt hat, nicht jedoch 
Investmentfonds, die sie selbst im Auftrag Dritter verwaltet; die §§ 57 
Abs. 5, 39a und 103 Z 9 lit. b BWG sowie Teil 3, 5 und 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sind auf Kreditinstitute mit einer 
Konzession gemäß § 1 Abs. 1 Z 13 BWG nicht anwendbar; 

 6. – 11. … 
 12. …

 6. – 11. … 
12. … 

 a) das Anfangskapital mindestens in der Höhe des gemäß § 9 Abs. 2 
WAG 2007 zu ermittelnden Betrages den Geschäftsleitern 
unbeschränkt und zur freien Verfügung im Inland zur Verfügung 
steht; 

 a) das Anfangskapital mindestens in der Höhe des gemäß § 9 Abs. 5 Z 1 
WAG 2007 zu ermittelnden Betrages den Geschäftsleitern 
unbeschränkt und zur freien Verfügung im Inland zur Verfügung 
steht; 

 b) – c) … 
 13. … 

(3) – (4) …

 b) – c) … 
 13. … 

(3) – (4) … 
§ 85. (1) Die Verwaltungsgesellschaft hat in Bezug auf den OGAW ein § 85. (1) Die Verwaltungsgesellschaft hat in Bezug auf den OGAW ein 

31/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

4 von 14

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  5 von 14 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Risikomanagementverfahren zu verwenden, das es ihr ermöglicht, das mit den 
Anlagepositionen verbundene Risiko sowie ihren jeweiligen Anteil am 
Gesamtrisikoprofil des Vermögens des OGAW jederzeit zu überwachen und zu 
messen. Sie hat Informationsasymmetrien zwischen der Verwaltungsgesellschaft 
und dem Kontrahenten, die dadurch entstehen, dass der Kontrahent auf nicht 
öffentliche Informationen über die Unternehmen, auf die Kreditderivate Bezug 
nehmen, zugreifen kann, durch die internen Kontrollmechanismen in 
angemessener Weise gemäß diesem Abschnitt zu erfassen. 

Risikomanagementverfahren zu verwenden, das es ihr ermöglicht, das mit den 
Anlagepositionen verbundene Risiko sowie ihren jeweiligen Anteil am 
Gesamtrisikoprofil des Vermögens des OGAW jederzeit zu überwachen und zu 
messen. Insbesondere stützen sie sich bei der Bewertung der Bonität der 
Vermögenswerte des OGAW nicht ausschließlich und automatisch auf Ratings, 
die von Ratingagenturen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EG) 
Nr. 1060/2009 über Ratingagenturen, ABl. L 302 vom 17.11.2009 S. 1, 
abgegeben worden sind. Sie hat Informationsasymmetrien zwischen der 
Verwaltungsgesellschaft und dem Kontrahenten, die dadurch entstehen, dass der 
Kontrahent auf nicht öffentliche Informationen über die Unternehmen, auf die 
Kreditderivate Bezug nehmen, zugreifen kann, durch die internen 
Kontrollmechanismen in angemessener Weise gemäß diesem Abschnitt zu 
erfassen. 

(2) … (2) … 
 (3) Unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der 

Tätigkeit der OGAW überwacht die FMA die Angemessenheit der Verfahren der 
Verwaltungs- und Investmentgesellschaft für die Bonitätsbewertung, bewertet die 
Verwendung von Bezugnahmen auf die in Abs. 1 genannten Ratings in der 
Anlagepolitik der OGAW und regt, falls angezeigt, die Milderung der 
Auswirkungen solcher Bezugnahmen an, um dem ausschließlichen und 
automatischen Rückgriff auf derartige Ratings entgegenzuwirken. 

§ 140. (1) – (2) … § 140. (1) – (2) …
(3) Für die Bearbeitung der Anzeige gemäß Abs. 1 ist an die FMA eine 

Gebühr von 1 100 Euro zu entrichten. Diese Gebühr erhöht sich bei Fonds, die 
mehrere Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten Teilfonds für 
jeden Fonds um 220 Euro. Für die Überwachung der Einhaltung der nach diesem 
Abschnitt bestehenden Pflichten ist weiters zu Beginn eines jeden Kalenderjahres, 
spätestens bis zum 15. Jänner dieses Jahres eine jährliche Gebühr von 600 Euro 
an die FMA zu entrichten; diese Gebühr erhöht sich bei Fonds, die mehrere 
Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten Teilfonds für jeden 
Teilfonds um 200 Euro. Gebührenbeiträge, die nicht spätestens am Fälligkeitstag 
entrichtet wurden, sind vollstreckbar. Die FMA hat einen als Exekutionstitel 
geltenden Rückstandsausweis auszufertigen. Dieser hat Namen und Anschrift des 
Gebührenpflichtigen, den Betrag der Schuld und den Vermerk zu enthalten, dass 
die Schuld vollstreckbar geworden ist. Die nicht fristgerechte Entrichtung der 

(3) Für die Bearbeitung der Anzeige gemäß Abs. 1 ist an die FMA eine 
Gebühr von 1 100 Euro zu entrichten. Diese Gebühr erhöht sich bei Fonds, die 
mehrere Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten Teilfonds für 
jeden Fonds um 220 Euro. Für die Überwachung der Einhaltung der nach diesem 
Abschnitt bestehenden Pflichten ist weiters zu Beginn eines jeden Kalenderjahres, 
spätestens bis zum 15. Jänner dieses Jahres für jeden zum Stichtag 1. Jänner 
dieses Jahres zugelassenen Fonds eine jährliche Gebühr von 600 Euro an die 
FMA zu entrichten; diese Gebühr erhöht sich bei Fonds, die mehrere Teilfonds 
enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten Teilfonds für jeden Teilfonds um 
200 Euro. Gebührenbeiträge, die nicht spätestens am Fälligkeitstag entrichtet 
wurden, sind vollstreckbar. Die FMA hat einen als Exekutionstitel geltenden 
Rückstandsausweis auszufertigen. Dieser hat Namen und Anschrift des 
Gebührenpflichtigen, den Betrag der Schuld und den Vermerk zu enthalten, dass 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gebühr ist ein Vertriebsuntersagungsgrund gemäß § 162 Abs. 2. die Schuld vollstreckbar geworden ist. Die nicht fristgerechte Entrichtung der 

Gebühr ist ein Vertriebsuntersagungsgrund gemäß § 162 Abs. 2. 
§ 196. (1) … 
(2) … 

§ 196. (1) … 
(2) … 

 1. Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für 
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (Neufassung) 
(ABl. Nr. L 302 vom 17.11.2009, S. 32) in der Fassung der Richtlinie 
2010/78/EU zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 
2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 
2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf 
die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) – ABl. Nr. L 331 
vom 15.12.2010, S. 120), wobei Verweise in Gesetzen oder 
Verordnungen auf die Richtlinie 85/611/EWG als Verweise auf die 
Richtlinie 2009/65/EG gelten; 

 1. Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für 
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (Neufassung) 
(ABl. Nr. L 302 vom 17.11.2009, S. 32) in der Fassung der Richtlinie 
2013/14/EU zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG, 2009/65/EG und 
2011/61/EU im Hinblick auf übermäßigen Rückgriff auf Ratings, ABl. 
Nr. L 145 vom 31.05.2013 S. 1, wobei Verweise in Gesetzen oder 
Verordnungen auf die Richtlinie 85/611/EWG als Verweise auf die 
Richtlinie 2009/65/EG gelten; 

 2. – 17. … 
(3) – (4) …

 2. – 17. … 
(3) – (4) … 

§ 200. (1) – (9) … § 200. (1) – (9) … 
 (10) § 85 Abs. 1 und 3 und § 196 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2014 treten mit 21. Dezember 2014 in Kraft. 

Artikel 4

Änderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes 
§ 4. (1) – (5) … § 4. (1) – (5) …
(6) Für die Erteilung und Rücknahme einer Konzession gemäß Abs. 4 gelten 

§ 3 Abs. 5 Z 4 und Abs. 6, 8 und 9, §§ 5, 9 und 75 bis 78 WAG 2007 sinngemäß. 
AIFM, die auch zur Erbringung von Dienstleistungen gemäß Abs. 4 berechtigt 
sind, haben weiters hinsichtlich dieser Tätigkeiten die Bestimmungen gemäß 
§§ 16 bis 26 und 29 bis 51, 52 Abs. 2 bis 4, 54 Abs. 1 und 94 bis 96 WAG 2007 

(6) Für die Erteilung und Rücknahme einer Konzession gemäß Abs. 4 gelten 
§ 3 Abs. 5 Z 3 und 4, Abs. 8 und 9, §§ 5, 9 und 75 bis 78 WAG 2007 sinngemäß. 
AIFM, die auch zur Erbringung von Dienstleistungen gemäß Abs. 4 berechtigt 
sind, haben weiters hinsichtlich dieser Tätigkeiten die Bestimmungen gemäß 
§§ 16 bis 26 und 29 bis 51, 52 Abs. 2 bis 4, 54 Abs. 1 und 94 bis 96 WAG 2007 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einzuhalten. Eine OGAW Verwaltungsgesellschaft, deren Konzession sich auch 
auf Abs. 4 erstreckt, unterliegt in Bezug auf jene Dienstleistungen den 
Vorschriften gemäß § 93 Abs. 2a BWG.

einzuhalten. Eine OGAW Verwaltungsgesellschaft, deren Konzession sich auch 
auf Abs. 4 erstreckt, unterliegt in Bezug auf jene Dienstleistungen den 
Vorschriften gemäß § 93 Abs. 2a BWG.

(7) – (8) … (7) – (8) … 
§ 7. (1) – (4) … § 7. (1) – (4) …
(5) Ungeachtet des Abs. 3 haben AIFM stets über Eigenmittel in Höhe von 

mindestens dem in § 9 Abs. 2 WAG 2007 genannten Betrag zu verfügen. 
(5) Ungeachtet des Abs. 3 haben AIFM stets über Eigenmittel in Höhe von 

mindestens dem in § 9 Abs. 5 Z 1 WAG 2007 genannten Betrag zu verfügen. 
(6) – (8) … (6) – (8) … 
§ 13. (1) … § 13. (1) … 
(2) Damit alle Risiken, die für die einzelnen AIF-Anlagestrategien 

wesentlich sind und denen jeder AIF unterliegt oder unterliegen kann, 
hinreichend festgestellt, bewertet, gesteuert und überwacht werden, hat der AIFM 
angemessene Risikomanagement-Systeme einzusetzen. Der AIFM hat die 
Risikomanagement-Systeme in angemessenen zeitlichen Abständen zu 
überprüfen, mindestens jedoch einmal jährlich, und sie erforderlichenfalls 
anzupassen. 

(2) Damit alle Risiken, die für die einzelnen AIF-Anlagestrategien 
wesentlich sind und denen jeder AIF unterliegt oder unterliegen kann, 
hinreichend festgestellt, bewertet, gesteuert und überwacht werden, hat der AIFM 
angemessene Risikomanagement-Systeme einzusetzen. Insbesondere stützen 
AIFM sich bei der Bewertung der Bonität der Vermögenswerte des AIF nicht 
ausschließlich und automatisch auf Ratings, die von Ratingagenturen im Sinne 
von Art. 3 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 über 
Ratingagenturen, ABl. L 302 vom 17.11.2009 S. 1, abgegeben worden sind. Der 
AIFM hat die Risikomanagement-Systeme in angemessenen zeitlichen Abständen 
zu überprüfen, mindestens jedoch einmal jährlich, und sie erforderlichenfalls 
anzupassen. 

(3) … (3) … 
 (3a) Unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der 

Tätigkeit der AIF überwacht die FMA die Angemessenheit der Verfahren der 
AIFM für die Bonitätsbewertung, bewertet die Verwendung von Bezugnahmen 
auf die in Abs. 2 genannten Ratings in der Anlagepolitik der AIF und regt, falls 
angezeigt, die Milderung der Auswirkungen solcher Bezugnahmen an, um dem 
ausschließlichen und automatischen Rückgriff auf derartige Ratings 
entgegenzuwirken. 

(4) – (5) … (4) – (5) … 
§ 31. (1) Ein in einem Mitgliedstaat zugelassener AIFM kann Anteile eines 

von ihm verwalteten EU-AIF an professionelle Anleger in Österreich vertreiben, 
sobald der AIFM von der zuständigen Behörde seines Herkunftsmitgliedstaats 
darüber unterrichtet wurde, dass die vollständigen Unterlagen und Informationen 

§ 31. (1) Ein in einem Mitgliedstaat zugelassener AIFM kann Anteile eines 
von ihm verwalteten EU-AIF an professionelle Anleger in Österreich vertreiben, 
sobald der AIFM von der zuständigen Behörde seines Herkunftsmitgliedstaats 
darüber unterrichtet wurde, dass die vollständigen Unterlagen und Informationen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gemäß Anlage 4 und die Bescheinigung gemäß § 30 Abs. 3 an die FMA 
übermittelt wurden. 

gemäß Anlage 4 und eine dem § 30 Abs. 3 letzter Satz entsprechende 
Bescheinigung übermittelt wurden. 

(2) – (3) … (2) – (3) … 
(4) Für die Bearbeitung der übermittelten Unterlagen gemäß Abs. 1 ist an die 

FMA eine Gebühr von 1 100 Euro zu entrichten. Diese Gebühr erhöht sich bei 
EU-AIF, die mehrere Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten 
Teilfonds für jeden Fonds um 220 Euro. Für die Überwachung der Einhaltung der 
nach diesem Abschnitt bestehenden Pflichten ist weiters zu Beginn eines jeden 
Kalenderjahres, spätestens bis zum 15. Jänner dieses Jahres eine jährliche Gebühr 
von 600 Euro an die FMA zu entrichten; diese Gebühr erhöht sich bei EU-AIF, 
die mehrere Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten Teilfonds für 
jeden Teilfonds um 200 Euro. Gebührenbeiträge, die nicht spätestens am 
Fälligkeitstag entrichtet wurden, sind vollstreckbar. Die FMA hat einen als 
Exekutionstitel geltenden Rückstandsausweis auszufertigen. Dieser hat Namen 
und Anschrift des Gebührenpflichtigen, den Betrag der Schuld und den Vermerk 
zu enthalten, dass die Schuld vollstreckbar geworden ist. Die nicht fristgerechte 
Entrichtung der Gebühr ist ein Vertriebsuntersagungsgrund gemäß § 50. 

(4) Für die Bearbeitung der übermittelten Unterlagen gemäß Abs. 1 ist an die 
FMA eine Gebühr von 1 100 Euro zu entrichten. Diese Gebühr erhöht sich bei 
EU-AIF, die mehrere Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten 
Teilfonds für jeden Fonds um 220 Euro. Für die Überwachung der Einhaltung der 
nach diesem Abschnitt bestehenden Pflichten ist weiters zu Beginn eines jeden 
Kalenderjahres, spätestens bis zum 15. Jänner dieses Jahres für jeden zum 
Stichtag 1. Jänner dieses Jahres zugelassenen EU-AIF eine jährliche Gebühr von 
600 Euro an die FMA zu entrichten; diese Gebühr erhöht sich bei EU-AIF, die 
mehrere Teilfonds enthalten (Umbrella-Fonds), ab dem zweiten Teilfonds für 
jeden Teilfonds um 200 Euro. Gebührenbeiträge, die nicht spätestens am 
Fälligkeitstag entrichtet wurden, sind vollstreckbar. Die FMA hat einen als 
Exekutionstitel geltenden Rückstandsausweis auszufertigen. Dieser hat Namen 
und Anschrift des Gebührenpflichtigen, den Betrag der Schuld und den Vermerk 
zu enthalten, dass die Schuld vollstreckbar geworden ist. Die nicht fristgerechte 
Entrichtung der Gebühr ist ein Vertriebsuntersagungsgrund gemäß § 50. 

§ 33. (1) Ein in einem anderen Mitgliedstaat zugelassener EU-AIFM kann 
EU-AIF entweder direkt oder indirekt über eine Zweigniederlassung in Österreich 
verwalten und an professionelle Anleger vertreiben, sofern der EU-AIFM für die 
Verwaltung dieser Art von EU-AIF berechtigt ist. 

§ 33. (1) Ein in einem anderen Mitgliedstaat zugelassener EU-AIFM kann 
EU-AIF entweder direkt oder indirekt über eine Zweigniederlassung in Österreich 
verwalten, sofern der EU-AIFM für die Verwaltung dieser Art von EU-AIF 
berechtigt ist. 

(2) Die Aufnahme der Verwaltung des EU-AIF in Österreich sowie die 
Errichtung einer Zweigstelle in Österreich durch einen EU-AIFM ist zulässig, 
wenn die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des EU-AIFM der 
FMA alle Angaben gemäß § 32 Abs. 2 und 3 übermittelt hat sowie dem EU-
AIFM eine Bestätigung der Übermittlung durch die zuständige Behörde seines 
Herkunftsmitgliedstaats zuging. Die Angaben gemäß § 32 Abs. 2 und 3 haben in 
deutscher oder englischer Sprache oder in einer von der FMA gemäß Verordnung 
(§ 7b Abs. 1 KMG) anerkannten anderen Sprache bereitgestellt zu werden. Die 
FMA hat die elektronische Übermittlung und Archivierung der genannten 
Unterlagen zu akzeptieren. 

(2) Die Aufnahme der Verwaltung des EU-AIF in Österreich sowie die 
Errichtung einer Zweigstelle in Österreich durch einen EU-AIFM ist zulässig, 
wenn die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des EU-AIFM der 
FMA alle Angaben gemäß § 32 Abs. 2, 3 und eine dem Abs. 4 letzter Satz 
entsprechende Bescheinigung übermittelt hat sowie dem EU-AIFM eine 
Bestätigung der Übermittlung durch die zuständige Behörde seines 
Herkunftsmitgliedstaats zuging. Die Angaben gemäß § 32 Abs. 2 und 3 haben in 
deutscher oder englischer Sprache oder in einer von der FMA gemäß Verordnung 
(§ 7b Abs. 1 KMG) anerkannten anderen Sprache bereitgestellt zu werden. Die 
FMA hat die elektronische Übermittlung und Archivierung der genannten 
Unterlagen zu akzeptieren. 

(3) … (3) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 9. In § 38 wird jeweils die Bezeichung „AIFM“ durch „EU-AIFM“ ersetzt.
§ 38. (1) Unbeschadet § 35 darf ein in Österreich konzessionierter AIFM den 

ausschließlich im Inland erfolgenden Vertrieb von Anteilen an einem von ihm 
verwalteten Nicht-EU-AIF sowie von EU-Feeder-AIF, die nicht die 
Anforderungen gemäß § 29 Abs. 1 zweiter Satz erfüllen, an professionelle 
Anleger durchführen, sofern folgende Voraussetzungen eingehalten sind: 

§ 38. (1) Unbeschadet § 35 darf ein in Österreich konzessionierter EU-AIFM 
den ausschließlich im Inland erfolgenden Vertrieb von Anteilen an einem von 
ihm verwalteten Nicht-EU-AIF sowie von EU-Feeder-AIF, die nicht die 
Anforderungen gemäß § 29 Abs. 1 zweiter Satz erfüllen, an professionelle 
Anleger durchführen, sofern folgende Voraussetzungen eingehalten sind: 

 1. der AIFM erfüllt mit Ausnahme von § 19 alle in diesem Bundesgesetz 
festgelegten Anforderungen. Der AIFM benennt eine oder mehrere 
Stellen, welche die Aufgaben gemäß § 19 Abs. 7, 8 und 9 wahrnehmen, 
und teilt dies der FMA sowie den Aufsichtsbehörden des Drittlandes, in 
dem der Nicht-EU-AIF seinen Sitz hat, unverzüglich mit. Die 
Anforderungen des § 19 Abs. 7, 8 und 9 können nicht vom AIFM selbst 
übernommen werden. 

 1. der EU-AIFM erfüllt mit Ausnahme von § 19 alle in diesem 
Bundesgesetz festgelegten Anforderungen. Der EU-AIFM benennt eine 
oder mehrere Stellen, welche die Aufgaben gemäß § 19 Abs. 7, 8 und 9 
wahrnehmen, und teilt dies der FMA sowie den Aufsichtsbehörden des 
Drittlandes, in dem der Nicht-EU-AIF seinen Sitz hat, unverzüglich mit. 
Die Anforderungen des § 19 Abs. 7, 8 und 9 können nicht vom EU-
AIFM selbst übernommen werden. 

 2. – 3. … 2. – 3. … 
(2) Beabsichtigt ein AIFM, Anteile eines Nicht-EU-AIF in Österreich zu 

vertreiben, so hat er der FMA für jeden Nicht-EU-AIF ein Anzeigeschreiben zu 
übermitteln. Dieses Anzeigeschreiben umfasst die Dokumentation und die 
Angaben gemäß Anlage 3 sowie eine Bestätigung der zuständigen Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates des Nicht-EU-AIF, dass dieser alle in diesem 
Bundesgesetz oder der Richtlinie 2011/61/EU sowie auf Basis dieser Richtlinie 
erlassenen delegierten Rechtsakten festgelegten Anforderungen mit Ausnahme 
derer im 6. Teil erfüllt. Weiters ist ein Nachweis über die Entrichtung der Gebühr 
gemäß Abs. 3 beizulegen. 

(2) Beabsichtigt ein EU-AIFM, Anteile eines Nicht-EU-AIF in Österreich zu 
vertreiben, so hat er der FMA für jeden Nicht-EU-AIF ein Anzeigeschreiben zu 
übermitteln. Dieses Anzeigeschreiben umfasst die Dokumentation und die 
Angaben gemäß Anlage 3 sowie eine Bestätigung der zuständigen Behörde des 
Herkunftsstaates des Nicht-EU-AIF, dass dieser alle in diesem Bundesgesetz oder 
der Richtlinie 2011/61/EU sowie auf Basis dieser Richtlinie erlassenen 
delegierten Rechtsakten festgelegten Anforderungen mit Ausnahme derer im 6. 
Teil erfüllt. Weiters ist ein Nachweis über die Entrichtung der Gebühr gemäß 
Abs. 3 beizulegen.

(3) … (3) … 
(4) Die FMA hat die Anzeige auf ihre formale Vollständigkeit zu prüfen, 

eine darüber hinausgehende inhaltliche Prüfung hat nicht zu erfolgen. Spätestens 
zwei Monate nach Eingang des vollständigen Anzeigeschreibens nach Abs. 2 hat 
die FMA dem AIFM mitzuteilen, ob er im Inland mit dem Vertrieb des im 
Anzeigeschreiben nach Abs. 2 genannten Nicht-EU-AIF beginnen kann, wobei 
der Vertrieb mit dem Tag jener Mitteilung erfolgen darf. § 13 Abs. 3 letzter Satz 
AVG kommt hinsichtlich der Berechnung der Frist von zwei Monaten nicht zur 
Anwendung. Die FMA hat den Vertrieb des Nicht-EU-AIF zu untersagen, wenn 
die Verwaltung des Nicht-EU-AIF durch den AIFM oder der AIFM im 
Allgemeinen gegen dieses Bundesgesetz oder die Richtlinie 2011/61/EU oder auf 

(4) Die FMA hat die Anzeige auf ihre formale Vollständigkeit zu prüfen, 
eine darüber hinausgehende inhaltliche Prüfung hat nicht zu erfolgen. Spätestens 
zwei Monate nach Eingang des vollständigen Anzeigeschreibens nach Abs. 2 hat 
die FMA dem EU-AIFM mitzuteilen, ob er im Inland mit dem Vertrieb des im 
Anzeigeschreiben nach Abs. 2 genannten Nicht-EU-AIF beginnen kann, wobei 
der Vertrieb mit dem Tag jener Mitteilung erfolgen darf. § 13 Abs. 3 letzter Satz 
AVG kommt hinsichtlich der Berechnung der Frist von zwei Monaten nicht zur 
Anwendung. Die FMA hat den Vertrieb des Nicht-EU-AIF zu untersagen, wenn 
die Verwaltung des Nicht-EU-AIF durch den EU-AIFM oder der EU-AIFM im 
Allgemeinen gegen dieses Bundesgesetz oder die Richtlinie 2011/61/EU oder auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Basis dieser Richtlinie erlassene delegierte Rechtsakte verstößt. Die Aufnahme 
des Vertriebes ist weiters zu untersagen, wenn der AIFM oder der Nicht-EU-AIF 
eine Voraussetzung dieser Bestimmung nicht erfüllt oder die Anzeige nach Abs. 2 
nicht ordnungsgemäß erstattet wurde. 

Basis dieser Richtlinie erlassene delegierte Rechtsakte verstößt. Die Aufnahme 
des Vertriebes ist weiters zu untersagen, wenn der EU-AIFM oder der Nicht-EU-
AIF eine Voraussetzung dieser Bestimmung nicht erfüllt oder die Anzeige nach 
Abs. 2 nicht ordnungsgemäß erstattet wurde. 

(5) Das in Abs. 2 genannte Anzeigeschreiben des AIFM sowie die Beilagen 
haben in deutscher Sprache oder in englischer Sprache oder in einer gemäß § 7b 
Abs. 1 KMG in der Finanzwelt gebräuchlichen Sprache bereitgestellt zu werden. 
Die FMA als zuständige Behörde hat die elektronische Übermittlung und 
Archivierung der in Abs. 2 genannten Unterlagen zu akzeptieren. 

(5) Das in Abs. 2 genannte Anzeigeschreiben des EU-AIFM sowie die 
Beilagen haben in deutscher Sprache oder in englischer Sprache oder in einer 
gemäß § 7b Abs. 1 KMG in der Finanzwelt gebräuchlichen Sprache bereitgestellt 
zu werden. Die FMA als zuständige Behörde hat die elektronische Übermittlung 
und Archivierung der in Abs. 2 genannten Unterlagen zu akzeptieren. 

(6) Im Falle einer wesentlichen Änderung der nach Abs. 2 mitgeteilten 
Angaben hat der AIFM diese der FMA bei von ihm geplanten Änderungen 
mindestens einen Monat vor Durchführung der Änderung, oder, bei ungeplanten 
Änderungen, unverzüglich nach Eintreten der ungeplanten Änderung schriftlich 
mitzuteilen. Sollte die geplante Änderung dazu führen, dass die Verwaltung des 
Nicht-EU-AIF durch den AIFM oder der AIFM im Allgemeinen nunmehr gegen 
dieses Bundesgesetz, gegen die Richtlinie 2011/61/EU oder auf Basis dieser 
Richtlinie erlassene delegierte Rechtsakte verstößt, hat die FMA dem AIFM 
unverzüglich, die Durchführung der Änderung zu untersagen. Wird eine geplante 
Änderung ungeachtet dieses Absatzes oder einer Untersagung durchgeführt oder 
führt eine durch einen ungeplanten Umstand ausgelöste Änderung dazu, dass die 
Verwaltung des Nicht-EU-AIF durch den AIFM oder der AIFM im Allgemeinen 
nunmehr gegen dieses Bundesgesetz, die Richtlinie 2011/61/EU oder auf Basis 
dieser Richtlinie erlassene delegierte Rechtsakte verstoßen würde, so hat die 
FMA alle gebotenen Maßnahmen gemäß §§ 56 f zu ergreifen, einschließlich, falls 
erforderlich, der ausdrücklichen Untersagung des Vertriebs des Nicht-EU-AIF im 
Inland. 

(6) Im Falle einer wesentlichen Änderung der nach Abs. 2 mitgeteilten 
Angaben hat der EU-AIFM diese der FMA bei von ihm geplanten Änderungen 
mindestens einen Monat vor Durchführung der Änderung, oder, bei ungeplanten 
Änderungen, unverzüglich nach Eintreten der ungeplanten Änderung schriftlich 
mitzuteilen. Sollte die geplante Änderung dazu führen, dass die Verwaltung des 
Nicht-EU-AIF durch den EU-AIFM oder der EU-AIFM im Allgemeinen 
nunmehr gegen dieses Bundesgesetz, gegen die Richtlinie 2011/61/EU oder auf 
Basis dieser Richtlinie erlassene delegierte Rechtsakte verstößt, hat die FMA dem 
EU-AIFM unverzüglich, die Durchführung der Änderung zu untersagen. Wird 
eine geplante Änderung ungeachtet dieses Absatzes oder einer Untersagung 
durchgeführt oder führt eine durch einen ungeplanten Umstand ausgelöste 
Änderung dazu, dass die Verwaltung des Nicht-EU-AIF durch den EU-AIFM 
oder der EU-AIFM im Allgemeinen nunmehr gegen dieses Bundesgesetz, die 
Richtlinie 2011/61/EU oder auf Basis dieser Richtlinie erlassene delegierte 
Rechtsakte verstoßen würde, so hat die FMA alle gebotenen Maßnahmen gemäß 
§§ 56 f zu ergreifen, einschließlich, falls erforderlich, der ausdrücklichen 
Untersagung des Vertriebs des Nicht-EU-AIF im Inland. 

(7) Der AIFM hat die Absicht, den Vertrieb von Anteilen des Nicht-EU-AIF 
in Österreich einzustellen, der FMA unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Der EU-AIFM hat die Absicht, den Vertrieb von Anteilen des Nicht-EU-
AIF in Österreich einzustellen, der FMA unverzüglich anzuzeigen. 

(8) … 
 1. – 4. …

(8) … 
1. – 4. … 

 5. ein durch rechtskräftiges Urteil oder gerichtlichen Vergleich gegenüber 
dem Nicht-EU-AIF oder AIFM festgestellter Anspruch eines 
Anteilinhabers nicht erfüllt worden ist, 

 5. ein durch rechtskräftiges Urteil oder gerichtlichen Vergleich gegenüber 
dem Nicht-EU-AIF oder EU-AIFM festgestellter Anspruch eines 
Anteilinhabers nicht erfüllt worden ist, 

 6. – 7. … 6. – 7. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(9) Hat die FMA die Aufnahme des Vertriebs oder den weiteren Vertrieb des 

Nicht-EU-AIF untersagt, darf der AIFM die Absicht, Anteile dieses Nicht-EU-
AIF im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu vertreiben, frühestens gemäß 
Abs. 2 wieder anzeigen, wenn seit dem Tag der Untersagung ein Jahr verstrichen 
ist. 

(9) Hat die FMA die Aufnahme des Vertriebs oder den weiteren Vertrieb des 
Nicht-EU-AIF untersagt, darf der EU-AIFM die Absicht, Anteile dieses Nicht-
EU-AIF im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu vertreiben, frühestens 
dann gemäß Abs. 2 wieder anzeigen, wenn seit dem Tag der Untersagung ein Jahr 
verstrichen ist. 

(10) – (11) … (10) – (11) …
§ 45. (1) … § 45. (1) … 
(2) Die Aufnahme des Verwaltung des EU-AIF in Österreich sowie die 

Errichtung einer Zweigstelle in Österreich durch einen Nicht-EU-AIFM ist 
zulässig, wenn die zuständige Behörde des Referenzmitgliedstaats des Nicht-EU-
AIFM der FMA alle Angaben gemäß § 44 Abs. 2 und 3 übermittelt hat sowie 
dem Nicht-EU-AIFM eine Bestätigung der Übermittlung durch die zuständige 
Behörde seines Referenzmitgliedstaats zuging. Die Angaben gemäß § 44 Abs. 2 
und 3 haben in deutscher oder englischer Sprache oder in einer von der FMA 
gemäß Verordnung (§ 7b Abs. 1 KMG) anerkannten anderen Sprache 
bereitgestellt zu werden. Die FMA hat die elektronische Übermittlung und 
Archivierung der genannten Unterlagen zu akzeptieren. Der Vertrieb des EU-AIF 
an Privatkunden in Österreich ist ausschließlich dann zulässig, wenn die 
Bedingungen des § 48 eingehalten werden und der Typ des EU-AIF einem in 
Österreich gemäß diesem Bundesgesetz für den Vertrieb an Privatkunden 
zulässigen Typ eines AIF entspricht und die jeweiligen Anforderungen 
eingehalten werden. 

(2) Die Aufnahme der Verwaltung des EU-AIF in Österreich sowie die 
Errichtung einer Zweigstelle in Österreich durch einen Nicht-EU-AIFM ist 
zulässig, wenn die zuständige Behörde des Referenzmitgliedstaats des Nicht-EU-
AIFM der FMA alle Angaben gemäß § 44 Abs. 2 und 3 übermittelt hat sowie 
dem Nicht-EU-AIFM eine Bestätigung der Übermittlung durch die zuständige 
Behörde seines Referenzmitgliedstaats zuging. Die Angaben gemäß § 44 Abs. 2 
und 3 haben in deutscher oder englischer Sprache oder in einer von der FMA 
gemäß Verordnung (§ 7b Abs. 1 KMG) anerkannten anderen Sprache 
bereitgestellt zu werden. Die FMA hat die elektronische Übermittlung und 
Archivierung der genannten Unterlagen zu akzeptieren. Der Vertrieb des EU-AIF 
an Privatkunden in Österreich ist ausschließlich dann zulässig, wenn die 
Bedingungen des § 48 eingehalten werden und der Typ des EU-AIF einem in 
Österreich gemäß diesem Bundesgesetz für den Vertrieb an Privatkunden 
zulässigen Typ eines AIF entspricht und die jeweiligen Anforderungen 
eingehalten werden. 

(3) – (4) … (3) – (4) … 
§ 46. (1) – (2) … § 46. (1) – (2) … 
(3) Wenn eine für einen EU-AIF zuständige Behörde die gemäß Unterabsatz 

1 lit. d leg. cit. geforderten Vereinbarungen über Zusammenarbeit nicht innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums abschließt, kann die FMA die Angelegenheit 
ESMA zur Kenntnis bringen, die im Rahmen der ihr durch Art. 19 der 
Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 übertragenen Befugnisse tätig werden kann. 

(3) Wenn eine für einen EU-AIF zuständige Behörde die gemäß Art. 37 
Abs. 7 lit. d der Richtlinie 2011/61/EU geforderten Vereinbarungen über 
Zusammenarbeit nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums abschließt, kann 
die FMA die Angelegenheit ESMA zur Kenntnis bringen, die im Rahmen der ihr 
durch Art. 19 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 übertragenen Befugnisse tätig 
werden kann. 

(4) – (6) … (4) – (6) … 
§ 47. (1) – (2) … § 47. (1) – (2) … 
(3) Beabsichtigt ein Nicht-EU-AIFM, Anteile von AIF in Österreich zu (3) Beabsichtigt ein Nicht-EU-AIFM, Anteile von AIF in Österreich zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vertreiben, so hat er der FMA für jeden AIF, den er zu vertreiben beabsichtigt, ein 
Anzeigeschreiben zu übermitteln. Dieses Anzeigeschreiben umfasst die 
Dokumentation und die Angaben gemäß Anlage 3, sowie eine Bestätigung der 
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaates des Nicht-EU-AIFM sowie 
des AIF, dass der AIF sowie der Nicht-EU-AIFM mit Ausnahme des 6. Teils alle 
in diesem Bundesgesetz, der Richtlinie 2011/61/EU oder auf Basis der Richtlinie 
erlassenen delegierten Rechtsakten festgelegten Anforderungen erfüllen. Weiters 
sind der Anzeige beizufügen: 

vertreiben, so hat er der FMA für jeden AIF, den er zu vertreiben beabsichtigt, ein 
Anzeigeschreiben zu übermitteln. Dieses Anzeigeschreiben umfasst die 
Dokumentation und die Angaben gemäß Anlage 3, sowie eine Bestätigung der 
zuständigen Behörden des Herkunftsstaates des Nicht-EU-AIFM sowie des AIF, 
dass der AIF sowie der Nicht-EU-AIFM mit Ausnahme des 6. Teils alle in 
diesem Bundesgesetz, der Richtlinie 2011/61/EU und auf Basis der Richtlinie 
erlassenen delegierten Rechtsakten festgelegten Anforderungen erfüllen. Weiters 
sind der Anzeige beizufügen: 

 1. – 6. … 
(4) – (11) …

 1. – 6. … 
(4) – (11) …

§ 48. (1) … 
 1. – 2. …

§ 48. (1) … 
1. – 2. … 

 3. sofern er über eine Konzession gemäß dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes 
verfügt, AIF in Immobilien, die die Bedingungen der Abs. 5 bis 7 
erfüllen, oder 

 3. sofern er über eine Konzession gemäß dem 2. Teil dieses Bundesgesetzes 
verfügt, AIF in Immobilien, die die Bedingungen der Abs. 5 und 6 
erfüllen, oder 

 4. … 4. … 
(5) – (11) … (5) – 11) … 
§ 49. (1) Inländische AIFM können EU-AIF aus anderen Mitgliedstaaten 

sowie gemäß der Richtlinie 2011/61/EU verwaltete Nicht-EU-AIF, EU-AIFM mit 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat sowie Nicht-EU-AIFM können von ihnen 
gemäß Richtlinie 2011/61/EU verwaltete AIF in Österreich an Privatkunden 
vertreiben, wenn: 

§ 49. (1) Inländische AIFM können EU-AIF aus anderen Mitgliedstaaten 
sowie gemäß der Richtlinie 2011/61/EU verwaltete Nicht-EU-AIF, EU-AIFM mit 
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat sowie Nicht-EU-AIFM können von ihnen 
gemäß Richtlinie 2011/61/EU verwaltete EU-AIF und Nicht-EU-AIF in 
Österreich an Privatkunden vertreiben, wenn: 

 1. – 3. … 
(2) – (11) … 

 1. – 3. … 
(2) – (11) … 

§ 50. (1) Die Aufnahme des Vertriebes ist zu untersagen, wenn der AIFM 
oder der AIF eine Voraussetzung nach § 49 nicht erfüllt oder die Anzeige nach 
§ 49 nicht ordnungsgemäß erstattet wurde. 

§ 50. (1) Die Aufnahme des Vertriebes ist zu untersagen, wenn der AIFM 
oder der AIF eine Voraussetzung nach § 48 oder § 49 nicht erfüllt oder der 
Antrag auf Bewilligung nach § 48 oder die Anzeige nach § 49 nicht 
ordnungsgemäß erstattet wurde.“ 

(2) Die FMA hat den weiteren Vertrieb von AIF zu untersagen, wenn (2) Die FMA hat den weiteren Vertrieb von AIF zu untersagen, wenn
 1. die Anzeige nach § 49 nicht erstattet worden ist;  1. Der Antrag auf Bewilligung nach § 48 oder die Anzeige nach § 49 nicht 

erstattet worden ist;
 2. eine Voraussetzung nach § 49 weggefallen ist;  2. eine Voraussetzung nach § 48 oder § 49 weggefallen ist; 
 3. – 6. … 3. – 6. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Hat die FMA die Aufnahme des Vertriebs oder den weiteren Vertrieb des 

AIF untersagt, darf der AIFM die Absicht, Anteile dieses AIF im Geltungsbereich 
dieses Bundesgesetzes zu vertreiben, frühestens gemäß § 49 wieder anzeigen, 
wenn seit dem Tag der Untersagung ein Jahr verstrichen ist. 

(3) Hat die FMA die Aufnahme des Vertriebs oder den weiteren Vertrieb des 
AIF untersagt, darf der AIFM die Absicht, Anteile dieses AIF im Geltungsbereich 
dieses Bundesgesetzes zu vertreiben, frühestens gemäß § 48 oder § 49 wieder 
anzeigen, wenn seit dem Tag der Untersagung ein Jahr verstrichen ist. 

(4) … (4) … 
§ 54. (1) … 
(2) … 

 1. – 2. … 

§ 54. (1) … 
(2) … 

 1. – 2. … 
unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzes zugewiesenen Aufgaben mit der 
Registrierung von Verwaltern von Organismen für gemeinsame Anlagen gemäß 
diesen Verordnungen betraut. Die FMA hat die Einhaltung der Vorschriften 
dieser Verordnungen durch Verwalter eines qualifizierten Risikokapitalfonds und 
Verwalter eines qualifizierten Fonds für soziales Unternehmertum zu 
überwachen. Dazu stehen der FMA unbeschadet der Befugnisse der ihr in diesen 
Verordnungen zugewiesen werden, insbesondere die Befugnisse gemäß § 56 
Abs. 2, Z 1, 2, 5, 8, 9 und 11 zu. 

unbeschadet der ihr in anderen Bundesgesetzes zugewiesenen Aufgaben mit der 
Registrierung von Verwaltern von Organismen für gemeinsame Anlagen gemäß 
diesen Verordnungen betraut. Die FMA hat die Einhaltung der Vorschriften 
dieser Verordnungen durch Verwalter eines qualifizierten Risikokapitalfonds und 
Verwalter eines qualifizierten Fonds für soziales Unternehmertum zu 
überwachen. Dazu stehen der FMA unbeschadet der Befugnisse der ihr in diesen 
Verordnungen zugewiesen werden, insbesondere die Befugnisse gemäß § 56 
Abs. 2 Z 1, 2, 5, 8, 9 und 11 zu. 

§ 56. (1) … 
(2) … 

§ 56. (1) … 
(2) … 

 1. Unterlagen aller Arteinzusehen und eine Kopie von ihnen zu erhalten, 1. Unterlagen aller Art einzusehen und eine Kopie von ihnen zu erhalten,
 2. – 12. … 

(3) – (6) …
 2. – 12. … 

(3) – (6) … 
§ 58. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und 

Übermittlungen gemäß § 1 Abs. 5 Z 4, § 8 Abs. 1, § 18 Abs. 1 Z 1, § 20 Abs. 1, 
§ 22 Abs. 1 bis 5 und 7, § 25 Abs. 1, § 29 Abs. 2, § 30 Abs. 2 und 6, § 32 Abs. 2, 
3 und 6, § 35 Abs. 2 und 6, § 36 Abs. 2 und 7, § 38 Abs. 2, 6 und 7, § 39 Abs. 1 
und 9, § 40 Abs. 2, 4 und 9, § 42 Abs. 3, 5 und 10, § 44 Abs. 2, 3 und 5, § 47 
Abs. 3, 7 und 8, § 48 Abs. 6, § 49 Abs. 2, 3, 9 und 11 ausschließlich in 
elektronischer Form zu erfolgen haben sowie bestimmten Gliederungen, 
technischen Mindestanforderungen und Übermittlungsmodalitäten zu entsprechen 
haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu orientieren und dafür zu sorgen, dass die jederzeitige 
elektronische Verfügbarkeit der Daten für die FMA gewährleistet bleibt und 
Aufsichtsinteressen nicht beeinträchtigt werden. Die FMA hat geeignete 

§ 58. Die FMA kann durch Verordnung vorschreiben, dass die Anzeigen und 
Übermittlungen gemäß § 1 Abs. 5 Z 4, § 8 Abs. 1, § 18 Abs. 1 Z 1, § 20 Abs. 1, 
§ 22 Abs. 1 bis 5 und 7, § 25 Abs. 1, § 29 Abs. 2, § 30 Abs. 2 und 6, § 32 Abs. 2, 
3 und 6, § 35 Abs. 2 und 6, § 36 Abs. 2 und 7, § 38 Abs. 2, 6 und 7, § 39 Abs. 1 
und 9, § 40 Abs. 2, 4 und 9, § 42 Abs. 3, 5 und 10, § 44 Abs. 2, 3 und 5, § 47 
Abs. 3, 7 und 8, § 48 Abs. 6 und 8, § 49 Abs. 2, 3, 9 und 11 ausschließlich in 
elektronischer Form zu erfolgen haben sowie bestimmten Gliederungen, 
technischen Mindestanforderungen und Übermittlungsmodalitäten zu entsprechen 
haben. Die FMA hat sich dabei an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu orientieren und dafür zu sorgen, dass die jederzeitige 
elektronische Verfügbarkeit der Daten für die FMA gewährleistet bleibt und 
Aufsichtsinteressen nicht beeinträchtigt werden. Die FMA hat geeignete 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorkehrungen dafür zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder 
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen während eines angemessenen 
Zeitraums im System über die Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihnen oder 
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern können.

Vorkehrungen dafür zu treffen, dass sich die Meldepflichtigen oder 
gegebenenfalls ihre Einbringungsverantwortlichen während eines angemessenen 
Zeitraums im System über die Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihnen oder 
ihren Einbringungsverantwortlichen erstatteten Meldedaten vergewissern können. 

§ 71. (1) … 
(2) …

§ 71. (1) … 
(2) … 

 1. Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter alternativer Investmentfonds 
und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der 
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 ABl. 
Nr. L 174 vom 01.07.2011 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. 
Nr. L 155 vom 27.04.2012 S. 35; 

 „1. Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter alternativer Investmentfonds 
und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der 
Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 ABl. 
Nr. L 174 vom 01.07.2011 S. 1, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2013/14/EU zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG, 2009/65/EG und 
2011/61/EU im Hinblick auf übermäßigen Rückgriff auf Ratings, ABl. 
Nr. L 145 vom 31.05.2013 S. 1;

 2. Richtlinie 2003/41/EG über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung, ABl. Nr. L 235 vom 
23.09.2003 S. 10, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2011/61/EU, ABl. 
Nr. L 174 vom 01.07.2011 S. 1; 

 2. Richtlinie 2003/41/EG über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung, ABl. Nr. L 235 vom 
23.09.2003 S. 10, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/14/EU zur 
Änderung der Richtlinien 2003/41/EG, 2009/65/EG und 2011/61/EU im 
Hinblick auf übermäßigen Rückgriff auf Ratings, ABl. Nr. L 145 vom 
31.05.2013 S. 1; 

 3. Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für 
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, ABl. Nr. L 302 vom 17.11.2009 
S. 32, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2011/61/EU, ABl. Nr. L 174 
vom 01.07.2011 S. 1; 

 3. Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für 
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, ABl. Nr. L 302 vom 17.11.2009 
S. 32, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/14/EU zur Änderung 
der Richtlinien 2003/41/EG, 2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick 
auf übermäßigen Rückgriff auf Ratings, ABl. Nr. L 145 vom 31.05.2013 
S. 1;“ 

4. – 21. … 
(3) … 

4. – 21. … 
(3) … 

§ 74. (1) – (2) … § 74. (1) – (2) …
 (3) § 13 Abs. 2 und 3a und § 71 Abs. 2 Z 1 bis 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2014 treten mit 21. Dezember 2014 in Kraft. 
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